A. Informationen zum Datenschutz

Informationspflichten bei einer Erhebung von Daten bei der betroffenen Person Art. 13 DSGVO

1. Bezeichnung der Verarbeitungstätigkeit
Datenschutzhinweise im Zusammenhang mit der Bearbeitung eines Antrags auf Projektförderung nach §96 Bundesvertriebenen- und Flüchtlingsgesetz (BVFG).

2. Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen
Für dieses Antragsformular ist das Kulturwerk Banater Schwaben e. V., gefördert vom Bayerischen Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales verantwortlich.
Sie können auf folgenden Wegen mit uns Kontakt aufnehmen:

Kulturwerk Banater Schwaben e. V. 
Karwendelstraße 32
81369 München
Tel.: +49 (0) 89 23 55 73 - 12
E-Mail: info@kulturwerk-bsb.de

3. Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten
Kulturwerk Banater Schwaben e. V. 
Datenschutzbeauftragter
Karwendelstraße 32
81369 München
Tel.: +49 (0) 89 23 55 73 - 12

4. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung 
Zwecke der Verarbeitung:
Zur Bearbeitung Ihres Antrags auf Projektförderung nach §96 BVFG ist die Erhebung der im Antrag genannten personenbezogenen Daten erforderlich. Die Daten werden nach Art. 23 und 44 der BayHO und den hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften erhoben und für die Kommunikation mit dem Antragsteller (z. B. Rückfragen, Bescheid, Ablehnung) sowie zur Überweisung der bewilligten Mittel genutzt. Ihre Daten werden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 Buchstabe a), c) und e) DSGVO und Art. 4 Abs. 1 BayDSG verarbeitet.
Ihre Angaben sind freiwillig. Wenn Sie keine oder keine vollständigen Angaben machen, können wir Ihren Förderantrag aber möglicherweise nicht richtig bearbeiten. Das könnte dazu führen, dass eine Forderung nicht oder nicht in der beantragten Höhe bewilligt wird.
5. Empfänger oder Kategorien von personenbezogenen Daten
Die von Ihnen gemachten Angaben speichern wir in elektronischer Form auf auf der festplatte Kulturwerk Banater Schwaben. Zum Zwecke der Zahlungsabwicklung werden Ihre hierfür erforderlichen Daten der Raiffeisenbank München-Nord eG, Unterschleißheim (Geldinstitut des Kulturwerks) mitgeteilt. 
Gemäß Art. 91 BayHO werden die Anträge zur Projektförderung nach §96 BVFG an den Bayerischen Obersten Rechnungshof zur Prüfung übermittelt bzw. werden von diesem eingesehen.

6. Übermittlung von personenbezogenen Daten an ein Drittland
Ihre personenbezogenen Daten werden nicht an ein Drittland übermittelt.

7. Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten
Ihre Daten werden nach der Erhebung beim Kulturwerk Banater Schwaben e. V. 10 Jahre unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen gemäß VV 23.1 a) gespeichert.

8. Betroffenenrechte
Nach der Datenschutz-Grundverordnung stehen Ihnen folgende Rechte zu: Werden Ihre personenbezogenen verarbeitet, so haben Sie das Recht Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 DSGVO).
Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht auf Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO).
Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegen (art. 17, 18 und 21 DSGVO).
Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, wird geprüft, ob die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind.

Weiterhin besteht ein Beschwerderecht beim Bayerischen Landesbeauftragten für den Datenschutz. Diesen können Sie unter folgenden Kontaktdaten erreichen:

Postanschrift: Postfach 22 12 19, 80502 München
Adresse: Wagmüllerstraße 18, 80538 München
Telefon: 089/212672-0
Telefax: 089/212672-50
E-Mail: poststelle@datenschutz-bayern.de
Internet: https://www.datenschutz-bayern.de



9. Pflicht zur Bereitstellung der Daten
Das Kulturwerk Banater Schwaben e. V. benötigt Ihre Daten, um Ihren Antrag auf Projektförderung nach §96 BVFG bearbeiten zu können. Wenn Sie die erforderlichen Daten nicht angeben, kann Ihr Antrag nicht bearbeitet werden.

B. Hinweis auf Ihr Widerspruchsrecht nach Art. 21 DSGVO
Sie haben das Recht, der Verarbeitung Ihrer Daten durch uns jederzeit zu widersprechen. 
Das könnte dazu führen, dass die zweckentsprechende Verwendung einer bereits bewilligten Förderung ganz oder teilweise nicht nachgewiesen werden kann und deshalb ein vollständiger oder teilweiser Widerruf des Förderungsvertrages sowie eine entsprechende Rückforderung der Zuwendung erfolgen müssen.



